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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 SB 81/12 B 
 
L 3 SB 145/10 (Bayerisches LSG) 
S 18 SB 170/02 (SG München) 
 
 
 
…………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Februar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   O t h m e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 21. August 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.8.2012 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch der 

Klägerin auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von mindestens 80 (anstelle 

des anerkannten Wertes von 60) sowie auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen 

der Merkzeichen "G" und "RF" verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem 

Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Als 

Zulassungsgrund macht sie das Vorliegen eines Verfahrensmangels geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (s § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Die Klägerin behauptet allein einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG). Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG, wonach der geltend gemachte 

Verfahrensmangel auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden kann, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist, 

müsste die Beschwerdebegründung insoweit folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines 

für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrecht erhaltenen Beweis-

antrages, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf-

grund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, 

(3) Darlegung der von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer 

Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der 

unterbliebenen Beweiserhebung, (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG 

auf der angeblich unterlassenen Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis 

des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstand-

punkt aus zu einem anderen, für den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen 

können (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen 

ist die Klägerin nicht gerecht geworden. Es fehlt bereits an der hinreichenden Bezeichnung 

eines vor dem LSG gestellten und bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages. 

 

Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist das Übergehen eines Beweisantrags 

nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen 

wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als 

erfüllt ansieht (vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31 sowie Bun-

desverfassungsgericht SozR 3-1500 § 160 Nr 6; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialge-

richtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 130). Dem Beweisantrag soll eine Warnfunktion 

zukommen, die er nicht erfüllt, wenn er zwar in einem früheren Verfahrensstadium schrift-

sätzlich gestellt worden ist, im Entscheidungszeitpunkt selbst aber nicht mehr erkennbar 

weiterverfolgt wird. Das Übergehen eines Beweisantrags liegt daher zumindest bei 
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rechtskundig vertretenen Beteiligten nur vor, wenn der Beweisantrag in der abschließenden 

mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt bzw wiederholt wurde, in dem feststand, dass das 

LSG von sich aus keine Ermittlungen mehr durchführen würde. Wenn ein Beteiligter, ohne den 

Beweisantrag zu wiederholen, sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

einverstanden erklärt (§ 124 Abs 2 SGG), muss er sich so behandeln lassen, als sei sein Be-

weisantrag erledigt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 20). 

 

Die vor dem LSG anwaltlich vertretene Klägerin verweist ausschließlich auf einen mit 

Schriftsatz vom 16.4.2012 gestellten Antrag auf Einholung von Auskünften, macht jedoch nicht 

geltend, diesen Antrag im Zusammenhang mit ihrer Einverständniserklärung nach § 124 Abs 2 

SGG ausdrücklich aufrechterhalten zu haben. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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